Satzung der Gemeinde Bargstedt Uber die Erhebung von Bei-
tragen fur die offentliche Wasserversorgungsanlage (Wasser-
beitragssatzung)

Inhalt:
Neufassung vom 16.05.2017, veréffentlicht im Bekanntmachungsblatt Nr. 21 vom 26.5.2017

Vorgeschichte:

Satzung vom 4.12.1990, veréffentlicht im Bekanntmachungsblatt Nr. 49 vom 8.12.1990

1. Anderung vom 23.2.1994, veréffentlicht im Bekanntmachungsblatt Nr. 14 vom 9.4.1994
Neufassung der Satzung vom 23.11.1994, verdéffentlicht im Bekanntmachungsblatt Nr. 1 vom 7.1.1995
1. Anderung vom 29.3.2004, veréffentlicht im Bekanntmachungsblatt Nr. 14 vom 3.4.2004

Aufgrund des 8§ 4 der Gemeindeordnung fir Schleswig-Holstein in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28.02.2003 (GVOBI. S.-H., S. 7), der 88 1, 2, 8 und 9a des Kommu-
nalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung der Bekanntmachung
vom 10.01.2005 (GVOBI. S.-H., S. 27), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 15.07.2015
(GVOBI. S.-H. S. 129) und des § 26 der Wasserversorgungssatzung vom 12.07.1989 wird
nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Bargstedt vom
28.03.2017 folgende Neufassung der Wasserbeitragssatzung erlassen:

§ 1 - Geltungsbereich

Diese Satzung gilt aufgrund der offentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen den Ge-
meinden Bargstedt und Oldenhitten tber die Wasserversorgung in der Gemeinde Olden-
hutten vom 12. Februar 1990 fir die Gebiete der Gemeinden Bargstedt und Oldenhutten.

§ 2 - Anschlussbeitrag

(1) Die Gemeinde Bargstedt erhebt zur Deckung des Aufwandes fir die Herstellung der
Wasserversorgungsanlage einen Anschlussbeitrag.

(2) Die Erhebung von Beitragen fir den Ausbau und Umbau zentraler 6ffentlicher Was-
serversorgungsanlagen wird in einer besonderen Satzung geregelt.

(3) Zu dem Aufwand, der durch den Beitrag gedeckt wird, gehdren der Aufwand fur die
Herstellung der Versorgungsleitungen einschliel3lich Druckerhéhungsstation und Ne-
beneinrichtungen sowie der Baukostenzuschuss an die Stadtwerke Nortorf fur den
Ausbau des Wasserwerkes. Hausanschlussleitungen, die in der Langsrichtung einer
offentlichen Stral3e verlegt werden, gelten als Versorgungsleitungen.

(4) Zum beitragsfahigen Aufwand gehoren nicht die Kosten Herstellung, Erneuerung,
Veranderung und Beseitigung der Hausanschliisse von der Hauptleitung bis zur An-
lage des Anschlussnehmers, auch wenn sie Bestandteil der offentlichen Einrichtung
sind. Die dafir entstehenden Kosten sind der Gemeinde neben dem Anschlussbei-
trag zu erstatten.
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(5) Zum beitragsfahigen Aufwand gehoéren ferner nicht der Aufwand, der durch Leistun-
gen und Zuschusse Dritter gedeckt wird, die Kosten fir die laufende Unterhaltung
und Anteile an den allgemeinen Verwaltungskosten.

8§ 3 - Gegenstand der Beitragspflicht

(1) Der Beitragspflicht unterliegen alle Grundstiicke, die an die offentliche Wasserver-
sorgungsanlage angeschlossen werden kdnnen und fir die

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder
gewerblich genutzt werden dirfen,

b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der
Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten Entwicklung der
Gemeinde zur Bebauung anstehen.

(2) Wird ein Grundstuick an die Wasserversorgungsanlage tatsachlich angeschlossen, so
unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Abs. 1
nicht vorliegen.

(3) Grundstick im Sinne dieser Satzung ist grundsatzlich das Grundsttick im burgerlich-
rechtlichen Sinne.

8§ 4 - Entstehung der Beitragspflicht

Die Beitragspflicht entsteht mit dem Abschluss der Mal3nahmen, die fur die betriebsfertige
Herstellung der Wasserversorgungsanlage oder von Teileinrichtungen erforderlich sind
und die den Anschluss des Grundstiickes an die Versorgungsanlage ermdglichen, in den
Fallen des § 8 mit der Genehmigung des Vorhabens.

8 5 - Beitragsmalf3stab und Beitragssatz

Der Anschlussbeitrag wird nach der Grundstiicksflache (§ 6) berechnet, die sich durch
Vervielfaltigung mit dem Nutzungsfaktor (8 7) ergibt. Der Anschlussbeitrag betragt je
Quadratmeter = 0,74 Euro.

8 6 - Grundstiicksflache

Als Grundstticksflache gilt:

a) bei Grundsticken im Bereich eines Bebauungsplanes die Flache, die der Ermittlung
der zulassigen Nutzung zugrunde zu legen ist.

b)  bei Grundstiicken innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§ 34 BauGB)
fur die ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderliche Festsetzung nicht ent-
halt, die tatsachliche Grundstiicksflache bis zu einer Tiefe von 50 Meter von der der
ErschlieBungsanlage (Stral3e) zugewandten Grundstlcksgrenze. Reicht die bauliche
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c)

d)

oder gewerbliche Nutzung Uber diese Begrenzung hinaus, ist die Grundstlckstiefe
mafl3gebend, die durch die hintere Grenze der Nutzung bestimmt wird.
Soweit das Grundstlck nicht oder nur mit einer privaten Zuwegung an die Erschlie-
Bungsanlage angrenzt, wird die Grundstiickstiefe von der Grundstiicksgrenze aus
gemessen, die der Erschlieungsanlage zugewandt ist. Die Zuwegung bleibt unbe-
ricksichtigt. Wird ein Grundstiick von mehreren Stral3en erschlossen, wird die Tie-
fenbegrenzung zu jeder ErschlieBungsanlage hin bestimmt.

bei Grundstticken, fur die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz festgesetzt
ist, oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles tatsachlich so
genutzt werden, die Grundflache der auf dem Grundstiick vorhandenen Gebaude,
geteilt durch die Grundflachenzahl 0,20.

bei Grundstiicken im AuR3enbereich (8§ 35 BauGB) die Grundflache der vorhandenen
baulichen Anlagen, geteilt durch die Grundflachenzahl 0,20. Die so ermittelte Flache
wird den Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen - im Regelfall aus-
gehend von der Stral3engrenze - jeweils im gleichen Abstand von den Aul3enwanden
der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Uberschreitung einer Grundstiicksgren-
ze durch diese Zuordnung eine gleichmallige Flachenerganzung auf dem Grund-
stiick erfolgt.

8 7 - Nutzungsfaktor

(1)

(2)

3)

Fur die Ermittlung des unterschiedlichen Mal3es der Nutzung wird die nach 8§ 6 ermit-
telte Grundstuicksflache vervielfacht mit:

a) 1,00 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss,
b) 1,25 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen,
c) 1,50 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen,

Fur Grundstucke, die von einem Bebauungsplan oder einem Bebauungsplanentwurf,
der die Voraussetzungen des 8§ 33 erflllt, erfasst sind, ergibt sich die Zahl der Voll-
geschosse wie folgt:

a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der héchstzuldssigen Zahl der
Vollgeschosse.

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt die tatsachliche Zahl der Vollge-
schosse.

c) Ist nur die zulassige HOhe von baulichen Anlagen festgesetzt, gilt als Zahl der
Vollgeschosse die héchstzulassige Hohe geteilt durch 2,3 m, wobei Bruchzah-
len auf volle Zahlen kaufmannisch auf- oder abgerundet werden.

Ist tatsachlich eine hohere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse zugelassen
oder vorhanden, ist diese zu Grunde zu legen; das gilt entsprechend, wenn die
hdchstzulassige Hohe der baulichen Anlagen Uberschritten wird.

Fur Grundsticke oder Grundstucksteile, soweit sie von einem Bebauungsplan nicht
erfasst sind oder fur Grundsticke oder Grundstiicksteile, fir die ein Bebauungsplan
die Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder die Ho6he der baulichen Anla-
gen nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse

-3-



a) bei bebauten Grundstiicken aus der Hoéchstzahl der tatsachlich vorhandenen
Vollgeschosse;

b) bei unbebauten aber bebaubaren Grundstiicken als zulassige Zahl der Vollge-
schosse unter Bericksichtigung der in der ndheren Umgebung tberwiegend
vorhandene Zahl der Vollgeschosse.

(4) Bei Grundsticken, auf denen Garagen oder Stellplatze zulassig oder vorhanden
sind, gelten Garagengeschosse als Vollgeschosse; mindestens wird ein Vollge-
schoss zu Grunde gelegt.

(5) Bei Grundstucken, auf denen keine Bebauung zulassig ist, die aber gewerblich oder
industriell genutzt werden kénnen oder werden, wird ein Vollgeschoss zu Grunde ge-
legt.

(6) Vollgeschosse i.S. der vorstehenden Regelungen sind nur Vollgeschosse i.S. der
Landesbauordnung. Ergibt sich aufgrund alter Bausubstanz, dass kein Geschoss die
Voraussetzungen der Landesbauordnung fir ein Vollgeschoss erfillt, wird ein Voll-
geschoss zu Grunde gelegt.”

§ 8 - Weitere Beitragspflicht

(1) Grundsticke im AuRRenbereich nach § 35 BauGB, deren Flachen gemaR § 6 Abs. 1
d) sowie Grundstiicke im Innenbereich, deren Flachen gemall § 6 Abs. 1 b) bei der
Beitragserhebung nicht beriicksichtigt wurden, unterliegen der weiteren Beitrags-
pflicht, wenn zusatzliche Geb&dude genehmigt oder vorhandene Gebaude vergrofert
werden.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn fur Grundstticksflachen im Aul3enbereich erstmals
eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt oder genehmigt wird.

(3) Die 885 bis 7 sind sinngemaf3 anzuwenden.

8 9 - Beitragspflichtige

Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigenti-
mer des Grundsticks oder zur Nutzung des Grundstiicks dinglich Berechtigter ist. Bei
Wohnungs- und Teileigentum sind die Wohnungs- und Teileigentiimer entsprechend ihrem
Miteigentumsanteil beitragspflichtig. Miteigentimer oder mehrere aus dem gleichen Grund
dinglich Berechtigte sind Gesamtschuldner. Die Séatze 1 bis 3 gelten fir Vorauszahlungen
entsprechend.

8 10 — Vorauszahlungen, Ablésung des Beitragsanspruchs

(1) Sobald mit dem Bau der Wasserversorgungsanlage begonnen wird, kbnnen von den
Beitragspflichtigen angemessene Vorauszahlungen verlangt werden. Die Vorauszah-
lungen werden von der Gemeinde nicht verzinst. Eine geleistete Vorauszahlung ist
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(2)

bei der Erhebung des endgultigen Beitrages gegentber dem Schuldner des endguil-
tigen Beitrages zu verrechnen.

Vor Entstehung der Beitragspflicht kann der Beitragsanspruch im Ganzen durch Ver-
trag zwischen der/dem Beitragspflichtigen und der Gemeinde in HOhe des voraus-
sichtlich entstehenden Anspruches abgeldst werden. Fir die Berechnung des Ablo-
sebetrages gelten die Bestimmungen dieser Satzung.

§ 11 - Falligkeit des Beitrages

Der Beitrag wird durch Bescheid festgesetzt. Er wird einen Monat nach Bekanntgabe des
Bescheides féllig. Das gleiche gilt fir die Erhebung einer Vorauszahlung.

§ 12 - Hausanschlusskosten

(1)

(2)

Der Aufwand fur die Herstellung, Erneuerung, Verdnderung und Beseitigung eines
Hausanschlusses sind der Gemeinde in der tatséachlich entstandenen Hohe zu erstat-
ten. Der Erstattungsanspruch entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung des An-
schlusses, im Ubrigen mit der Beendigung der MaRnahme. Die §8 9, 10 Abs. 2 und
11 gelten entsprechend.

Fur Grundsticke, die am Ende einer in der Langsrichtung einer offentlichen Stral3e
verlegten Hausanschlussleitung grenzen (vgl. 8 2 Abs. 3 Satz 2), werden den Erstat-
tungskosten fur die auf privaten Flachen verlegten Anschluf3leitungen die Kosten flr
maximal 25 m Anschluf3leitungen im 6ffentlichen StralRenbereich hinzugerechnet.

8§ 13 - Umsatzsteuer

Zu den Anschlussbeitragen sowie den nach § 12 zu erstattenden Kosten wird die Umsatz-
steuer in der jeweils gesetzlich geltenden Hohe erhoben.

§ 14 - Datenverarbeitung

(1)

Zur Ermittlung der Abgabepflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben im Rahmen
der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen perso-
nenbezogenen und grundsticksbezogen Daten, die aus der Prifung des gemeindli-
chen Vorkaufsrechtes nach 88 24 bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde
bekannt geworden sind, sowie aus dem Grundbuchamt und den Unterlagen der un-
teren Bauaufsichtsbehdrde und des Katasteramtes, durch die Gemeinde zulassig.
Dies gilt entsprechend fir Daten, die zum Zwecke der Hausnummernvergabe erho-
ben und gespeichert worden sind. Das Amt Nortorfer Land als die fur die Gemeinde
gesetzlich zustandige Verwaltungsbehdrde darf sich diese Daten von den genannten
Amtern und Behorden (bermitteln lassen und zum Zwecke der Abgabenerhebung
nach dieser Satzung weiterverarbeiten.



(2) Die Gemeinde bzw. das Amt Nortorfer Land ist befugt, auf der Grundlage von Anga-
ben der Abgabepflichtigen und von nach Absatz 1 anfallenden oder angefallenen Da-
ten ein Verzeichnis der Abgabepflichtigen mit den fir die Abgabenerhebung nach
dieser Satzung erforderlichen Daten zu fihren und diese Daten zum Zwecke der Ab-
gabenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.

§ 15 - Inkrafttreten/Ubergangsvorschrift

Diese Neufassung der Wasserbeitragssatzung tritt rickwirkend zum 01.01.2014 in Kraft.
Sie ersetzt die Satzung der Gemeinde Bargstedt tUber die Erhebung von Beitragen fur die
offentliche Wasserversorgungsanlage vom 23.11.1994, die zum 30.06.2010 ihre Gultigkeit
verloren hat.

Bargstedt, den 16.05.2017

Gemeinde Bargstedt
Der Burgermeister



	§ 1 - Geltungsbereich
	§ 2 - Anschlussbeitrag
	§ 3 - Gegenstand der Beitragspflicht
	§ 4 - Entstehung der Beitragspflicht
	§ 5 - Beitragsmaßstab und Beitragssatz
	§ 6 - Grundstücksfläche
	§ 7 - Nutzungsfaktor
	§ 8 - Weitere Beitragspflicht
	§ 9 - Beitragspflichtige
	§ 10 – Vorauszahlungen, Ablösung des Beitragsanspruchs
	§ 11 - Fälligkeit des Beitrages
	§ 12 - Hausanschlusskosten
	§ 13 - Umsatzsteuer
	§ 14 - Datenverarbeitung
	§ 15 - Inkrafttreten/Übergangsvorschrift

